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Umweltgefährdung durch polychlorierte Biphenyie (PCB’s) 


Der Bundesminister des Innern —U II 3 — 98/ 1 — hat mit Schreiben 
vom 1. Februar 1984 die Große Anfrage namens der Bundesregie- 
rung wie folgt beantwortet: 


L Entstehung und Anwendung 

1. a) Warum ist bis heute noch keine Abnahme der globalen 
Anreicherung mit dem Umweltgift PCB erfolgt, obwohl Produk- 
tion und Anwendung in vielen Staaten eingeschränkt oder ver- 
boten wurden? 

Bei den PCB's handelt es sich um eine Verbindungsklasse persi- 
stenter Stoffe. Die „Lebensdauer" in der Umwelt beträgt mehrere 
Jahre. Einschränkungen oder Verbote von Produktion und 
Anwendung wirken sich daher erst nach Jahren aus. Außerdem 
kommt es für eine globale Minderung nicht nur auf Minderungs- 
maßnahmen in der Bundesrepublik Deutschland, sondern auch in 
allen wichtigen Anwendungsländern an. 


b) Inwieweit ist die Bundesregierung darüber orientiert, daß die 
Hauptmenge der PCB-NachÜeferung in der Nahrungskette von 
vielen diffusen Quellen stammen muß? 


Eine Quantifizierung des „Nachheferungsanteils" in der Nah- 
rungskette aus diffusen Quellen, die nicht im einzelnen erfaßt 
sind, ist nicht möghch. Der Bundesregierung ist jedoch bekannt, 
daß weitere Emissionen von PCB aus folgenden Bereichen statt- 
finden: 
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1. Aus der bis 1972 praktizierten Anwendung 
in „offenen Systemen" 

Hierbei handelt es sich um nunmehr imvermeidbare Emissionen, 
da aufgrund der bis 1972 breiten Anwendung von PCB in Weich- 
machern, Schmiermitteln, Papierbeschichtungsmitteln, Impräg- 
nier- und Flammschutzmitteln, als Additive in Kitten, Spachtel- 
und Vergußmassen etc., eine geordnete Entsorgung nicht mehr 
möghch ist. 


2. Aus der Anwendung in „geschlossenen Systemen" 

In der Regel unvermeidbar sind die Emissionen an PCB aus 
Kleinkondensatoren, da diese weder gesammelt noch wiederauf- 
bereitet, sondern meist über den Müll entsorgt werden. In der 
Regel vermeidbar sind die durch Großkondensatoren und Groß- 
transformatoren bedingten PCB-Einträge, da ein Eintrag in die 
Umwelt vor allem bei unsachgemäßer Entsorgung dieser Geräte, 
bedingt durch mangelhafte Kennzeichnung der Geräte, mangeln- 
des Gefahrenbewußtsein der Entsorger und unzureichende Kon- 
trolle durch Behörden, erfolgt. 


3. Aus anderen Quellen 

Inwieweit die unerwünschte PCB-Bildung wie z.B. bei Chlorie- 
rungsprozessen oder dem Einsatz von mehrfach chlorierten Ben- 
zolen quantitativ eine Rolle spielt, kann zur Zeit noch nicht abge- 
schätzt werden. Das Umweltbundesamt bemüht sich um eine 
Klärung dieser Fragen. 

PCB-Emissionen bei der Phthalocyaninproduktion, der Chlorblei- 
che von Zellulose oder durch Bildimg aus DDT unter Einwirkung 
von Sonnenhcht, spielen nach dem derzeitigen Stand der Kennt- 
nisse quantitativ eine untergeordnete Rolle. 


2. a) Welche Erkenntnisse über das unerwünschte „Nebenbei-Entste- 
hen“ von persistenten chlorierten Kohlenwasserstoffen, die bei 
chemischen Produktionsprozessen anfallen und als Verunreini- 
gungen in Produkten sowie in Abwasser und Abluft auftreten 
können, besitzt die Bundesregierung, und inwieweit sind 
etwaige Erkenntnislücken dadurch zu erklären, daß sich bisher 
noch keine Firma bereitgefunden hat, entsprechende Modellver- 
suche durch das Umweltbundesamt durchführen zu lassen? 


Zum „Nebenbei-Entstehen" wurde bereits in der Antwort zu 
Frage 1 b) aus Teü I, Ziffer 3, Stellimg genommen. Die derzeitigen 
Kenntnislücken können nicht auf die mangelnde Bereitschaft der 
Industrie, entsprechende Modellversuche durchzuführen, zurück- 
geführt werden, da derlei Versuche sich erst in der Vorbereitung 
befinden. 
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b) Welche Schritte unternimmt die Bundesregierung, um eine 
unbeabsichtigte Synthese von PCB 's und ähnlichen Stoffen 
(polychlorierte Naphtaline, polychlorierte Dibenzo-p-Dioxine, 
polychlorierte Dibenzofurane) bei chemischen Produktionspro- 
zessen zu verhindern sowie die Herstellung von Produkten zu 
unterbinden, die mit derartigen Giften verunreinigt sind, und 
welche Möghchkeiten der Ausschöpfung des § 17 Abs. 1 Satz 2 
des Chemikahengesetzes werden dabei wahrgenommen? 


§ 17 Abs. 1 Nr. 2 des Chemikaliengesetzes (ChemG) gibt zwar 
rechtlich die Möghchkeit über den Erlaß einer RVO mit Zustim- 
mung des Bundesrates, Herstellungs- und Verwendungsverfah- 
ren, bei denen bestimmte gefährüche Stoffe anfallen, zu verbie- 
ten. Die Bundesregierung ist jedoch der Auffassung, daß Selbst- 
beschränkungen der Industrie auf freiwilhger Basis schneller zum 
Ziel - Verzicht auf die Herstellung und Verwendung von PCB und 
ähnhcher Stoffe bzw. Erzeugnisse, die diese Stoffe enthalten — 
führen. Der einzige deutsche Hersteller von PCB hat die Produk- 
tion im Jahre 1983 wie zugesagt eingestellt. 

Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 1 b), aus Teil I, Ziffer 3, 
verwiesen. 


3. In welchem Umfang werden PCB-haltige ausländische Erzeugnisse 
in die Bundesrepublik Deutschland importiert? 

PCB-haltige Erzeugnisse werden nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung für den Transformator-, Kondensator- und Bergbaubereich 
eingeführt. Nach Angaben der Landesgewerbeanstalt Bayern hat 
sich der Gesamtimport von PCB für den Transformator- und Kon- 
densatorbereich im Zeitraum 1974 bis 1980 von 677 t auf 276 t 
verringert. 

Obwohl für die Jahre 1981 und 1982 noch keine Bilanzen vorhe- 
gen, kann von einem weiteren Rückgang der Importe für diese 
Bereiche ausgegangen werden. Für den Bergbaubereich ist eine 
umgekehrte Entwicklung zu beobachten. Nachdem die Firma 
Bayer Anfang 1981 die Produktion von höherchlorierten PCB 
einsteUte, stieg der Import von PCB für den Bergbaubereich 
(Hydrauhköle) stark an und hegt nach den der Bundesregierung 
vorhegenden Informationen aus der Industrie zur Zeit bei einer 
Größenordnung unter 1 000 t/a. 


4. a) Ist die Bundesregierung bereit, unverzüglich mit Zeitplan ein 
Verbot der Verwendung von PCB's in allen Bereichen anzuord- 
nen, weil eine Substitution durch andere, umweltfreundliche 
Chemikalien möglich ist, wobei vor allem § 17 Abs. 1 Nr. 1 des 
Chemikahengesetzes als Rechtsgrundlage dient? 


Nach Auffassung der Bundesregierung ist eine Substitution von 
PCB noch nicht in allen Anwendungsbereichen zum jetzigen 
Zeitpunkt möghch. Dies gilt insbesondere für den untertägigen 
Bergwerksbereich. Die Bundesregierung beabsichtigt jedoch eine 
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weitere Verwendungsbeschränkung, insbesondere im elektro- 
technischen Bereich, durch Änderung der Zehnten Verordnung 
zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom 
26. Jtili 1978 (10. BImSchV), Einen entsprechenden Verordnungs- 
entwurf hat sie an die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften mit der Bitte gesandt, umgehend alle notwendigen 
Schritte zu einer EG-weiten Regelung zu ergreifen. Die Bundesre- 
giertmg ist der Ansicht, daß eine Regelung der Verwendung über 
eine Ändertmg der 10. BImSchV einer Regelung über § 17 Abs. 1 
Nr. 1 ChemG vorzuziehen ist. Weitere Aktivitäten sind in der 
Antwort zu Frage 5, Teil I, enthalten. 


b) Welche Möglichkeiten zur Substituierung von PCB's in geschlos- 
senen Systemen und im Bergbau sind der Bundesregierung 
bekannt? 

Für Transformatoren und Kondensatoren steht eine Reihe von 
Ersatzstoffen unterschiedlicher chemischer Natur zur Verfügung. 
Diese Ersatzstoffe werden von den mit der Durchführung der 
Bewertung von Stoffen beauftragten Behörden geprüft und in 
Zusammenarbeit mit den Substitutherstellern im Rahmen einer 
Dokumentation vorgestellt werden. Der Einsatz von persistenten 
Organhalogenverbindungen mit Neigung zur Akkumulation ist 
nach den derzeit vorliegenden Erkenntnissen nicht zu empfehlen. 

Im Bereich des Bergbaus dürfen nur zugelassene Produkte, die 
insbesondere die geforderten brandschutztechnischen Anforde- 
rungen erfüllen, eingesetzt werden. Zur Zeit sind nach Auskunft 
des Bergbaus Ersatzprodukte für PCB in der Erprobung. 

Vertreter des Bergbaus erklärten gegenüber dem Bundesminister 
des Innern, daß sie sich weiterhin verstärkt um den Ersatz von 
PCB bemühen. 


5. Welche Anstrengungen unternimmt die Bundesregierung, um die 
Anwendungsbeschränkung von PCB's durch die OECD sowie die 
Richtlinie des Ministerrats der EG vom 27. Juli 1976 durch ein 
generelles Anwendungsverbot zu ersetzen, und ist die Bundesregie- 
rung bereit, Anwendungsbeschränkungen und Grenzwerte auch 
auf die niederchlorierten Biphenyle sowie die chemisch und toxiko- 
logisch ähnlich einzustufenden polychlorierten Naphtaline (PCN’s) 
auszuweiten? 

Die Bundesregierung hat nach dem Beschluß der OECD-Mit- 
gliedsländer im Jahre 1973 und nach dem Erlaß der Richtlinie vom 
27. Juli 1976 (76/769/EWG) mit der 10. BImSchV vom 26. Juü 1978 
den Anwendungsbereich von PCB auf sogenannte geschlossene 
Systeme beschränkt. In Verfolgung des Vorsorgeprinzips und 
wegen der zunehmenden Besorgnis über die durch PCB hervor- 
gerufenen Gesundheits- und Umweltprobleme hat die Btmdesre- 
gierung vielfältige Aktivitäten eingeleitet. 

Neben der verstärkten Förderung PCB-bezogener Forschung 
beauftragte die Bundesregienmg das Bundesgesundheitsamt und 
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das Umweltbundesamt, einen umfassenden Bericht über PCB zu 
erstellen. Dieser Bericht wird in Kürze erscheinen. Soweit nichts 
anderes vermerkt ist, beruhen die in der Antwort auf die Große 
Anfrage enthaltenen Angaben auf Informationen des Bundesge- 
sundheitsamtes und des Umweltbundesamtes, die in diesem 
Bericht zusammengefaßt werden. 

Parallel dazu wurden intensive Gespräche mit dem Hersteller, 
den Verwendern und den Beseitigern geführt. Übereinstimmend 
sagten alle Beteiligten ihre aktive Unterstützung zur Lösung der 
PCB-Problematik zu. 

In Kenntnis dieser Tatsachen hat die Bundesregierung der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaft den Entwurf einer Ver- 
ordnung zum Verwendungs verbot in elektrotechnischen Anlagen 
übermittelt und die Kommission gebeten, unverzüglich Schritte zu 
einer EG-einheitlichen Verbotsregelung einzuleiten. 

Die Möglichkeit einer weiteren Verwendungsbeschränkung bzw. 
des Anwendungsverbots in den verbleibenden Anwendungsbe- 
reichen wird noch geprüft. In dieser Hinsicht werden auch die in 
der 10. BImSchV aufgeführten niederchlorierten Biphenyle und 
die dort nicht genannten polychlorierten Naphthaline (PCN) ge- 
prüft. 


6. a) Welche der geltenden Vorschriften auf der Grundlage des Bun- 
des-Immissionsschutzgesetzes bedürfen der Überprüfung, wenn 
man davon ausgeht, daß ein beträchtlicher Teil der PCB's über 
die Luft verbreitet wird? 

Durch Erlaß der 10. BImSchV ist die Verwendung von PCB auf 
geschlossene Systeme beschränkt worden. Durch diese Regelung 
konnte ein weiteres Ansteigen der PCB-Konzentrationen in der 
Umwelt verhindert werden. 

Die Bundesregierung ist jedoch bemüht, alle notwendigen 
Schritte einzuleiten, die ein möglichst schnelles Absinken der 
Umweltbelastung durch PCB bewirken. Aus diesem Grunde hat 
sie am 30. September 1983 den Entwurf einer Verordnung zum 
Verbot von PCB in elektrotechnischen Anlagen an die Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften gesandt mit der Bitte, 
entsprechende Schritte zu einer EG-einheitlichen Regelung ein- 
zuleiten. Sie wird im Rahmen dieser Verhandlungen weiterhin 
Vorschlägen, auch die Verwendung von PCB in Wärmeübertra- 
gungssystemen zu verbieten. 


b) Hält die Bundesregierung die Emissionsvorschrift in der TA Luft 
für ausreichend, daß bei einem Massenstrom von 0,1 kg/h nicht 
mehr als 20 mg/m^ PCB’s im Abgas enthalten sein dürfen, oder 
ist sie bereit, im Zuge der Novellierung des dritten Teils der TA 
Luft das Entstehen und die Emissionen von Stoffen mit bioakku- 
mulatorischen Eigenschaften durch anlagebezogene Maßnah- 
men möghchst ganz zu unterbinden? 

In der Fußnote zu Nummer 2.3.1 Abs. 1 der Novelle der TA Luft 
von 1983 wird ausdrücklich festgestellt, daß die Vorschriften, die 
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die Begrenzung von Emissionen zum Inhalt haben, nicht überar- 
beitet worden sind und daher den Stand der Technik nicht immer 
zutreffend wiedergeben. Für die zuständigen Landesbehörden 
bedeutet dieser Hinweis, daß der Emissionsgrenzwert von 20 mg/ 
m^ PCB bei einem Massenstrom von 0,1 kg/h nicht ohne weitere 
Prüfung in Genehmigungs- und Üb erwachungs verfahren nach 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz anzuwenden ist. 

Im übrigen enthält die TA Luft 1974 für die Anlagen, bei denen 
insbesondere mit Emissionen von PCB zu rechnen ist, d.h. für den 
Fall der Abfallverbrennung, detaiUierte technische Anforderun- 
gen (Nr. 3. 2. 1.2.1 Buchstabe d und 3. 2. 1.1. 2), bei deren Einhaltung 
schädhche Umwelteinwirkungen durch PCB-Emissionen vermie- 
den werden und darüber hinaus ausreichende Vorsorge gewähr- 
leistet ist. 

Bei der Überarbeitung des Emissionsteils der TA Luft wird geprüft 
werden, ob weitere Regelungen zu treffen sind. 


II. Anreicherung 

1. Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus der Tatsache, 
daß - verglichen mit anderen chlorierten Kohlenwasserstoffen - die 
PCB -Anreicherung in der Umwelt in vielen Bereichen weit an der 
Spitze steht? 


Die Beantwortung dieser Frage ergibt sich z.T. aus den unter 
Teill, Fragens und 6 angeführten Aktivitäten der Bundesregie- 
rung. Ferner ist darauf hinzuweisen, daß seit 1. Januar 1981 der 
einzige deutsche Hersteller nur noch niedriger chlorierte PCB 's 
hergestellt hat, die leichter abbaubar sind. Zur Überwachung von 
Rückständen in der Umwelt, die auch PCB einsctüießen, existie- 
ren Monitoringprogramme auf internationaler Ebene wie z.B. das 
„Joint Monitoring Programme“ der Kommissionen von Oslo und 
Paris, auf nationaler Ebene das gemeinsame Bimd/Länder-Meß- 
programm für die Nordsee, sowie Untersuchungsprogramme ein- 
zelner Länder. Es besteht weiterhin die Absicht, in Zukunft ein 
Monitoring-System unter Beteüigung der Bundesländer aufzu- 
bauen, mit dem u. a. auch die Gehalte von PCB in Lebensmitteln 
kontinuierhch und repräsentativ festgestellt werden sollen. Die 
aus Bundesmitteln finanzierte Umweltprobenbank ermöghcht 
rückwirkend die zeithche Verfolgung von Rückständen in 
Humanproben, Proben aus dem aquatischen und terrestrischen 
Bereich, sowie Klärschlamm. 


2. Wie schätzt die Bundesregierung den sogenannten Bremsspurenef- 
fekt ein, der besagt, daß auf Grund der außerordentlich hohen 
Persistenz dieser Stoffe selbst bei sofortigem Produktionsstopp die 
Anreicherung über die Nahrungskette noch Jahrzehnte hindurch 
andauert, und welche vorbeugenden Maßnahmen gegen derartige 
Anreicherungsgifte sind dringend erforderlich? 


Die Bxmdesregierimg ist der Ansicht, daß auch bei einem soforti- 
gen Produktionsstopp die durch PCB bedingten Probleme noch 
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Über Jahre bestehen werden. Die möglichen Maßnahmen wurden 
unter Teil I, Fragen 5 und 6, sowie Teil II, Frage 1, dargelegt. 


3. Welche Ergebnisse von PCB-Konzentrationen in Oberflächen- 
gewässern, im Grund- und Trinkwasser, in industriellen Abwässern, 
in Luft und Boden liegen der Bundesregierung vor, und welche 
Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus den Analyse-Ergeb- 
nissen der „Landelijke Verenigung tot Behoud van de Waddensee", 
Harhngen, die sowohl im Kölner Trinkwasser als auch im Abwasser 
von 21 namenüich genannten einleitenden Betrieben, darunter sie- 
ben deutschen Betrieben, PCB's nachweisen konnte? 

In Oberflächengewässem der Bundesrepublik Deutschland wer- 
den in Abhängigkeit von Kontaminationsquellen unterschiedhche 
PCB-Gehalte gemessen. In wenig belasteten Flüssen (z.B. Inn, 
Iller) wurden bis 10 ng/1, in Flüssen mit durchschnitthcher Bela- 
stung (z.B. Mittellauf von Rhein, Main, Mosel) 10 bis 100 ng/1, in 
stärker belasteten Flüssen (z.B. Unterlauf von Elbe, Weser, Ems 
und Rhein) durchschnitthch über 100 ng/1 gemessen. Die Meß- 
werte weisen erhebhche zeitabhängige Schwankungen auf. In 
Binnenseen hegen die PCB-Konzentrationen zwischen 10 und 
20 ng/1. Im Bodensee bei Konstanz wurden Spitzenwerte von 36 
bis 75 ng/1 gemessen. 

Im Grundwasser sind PCB bislang kaum nachgewiesen worden. 
In Trinkwasser wurden in Rheinland-Pfalz durchschnitthch 10 ng/ 
1 ermittelt. 

Die in der Literatur mitgeteilten PCB-Gehalte im Abwasser 
schwanken zwischen 0,010 und 470 ^g/1. Sie sind erwartrmgsge- 
mäß abhängig von dem jeweihgen Einzugsgebiet, wobei häush- 
che Abwässer relativ niedrige, Abwässer aus Einzugsgebieten mit 
entsprechenden Industrie- und Gewerbebetrieben relativ hohe 
PCB-Gehalte aufweisen. Die von der holländischen Vereinigung 
für die Erhaltung des Wattenmeeres erhobenen PCB-Gehalte im 
Abwasser westeuropäischer Industriebetriebe (0,005 bis 0,230 
/Ltg/1) hegen im imteren bis mittleren Bereich der in der Literatur 
mitgeteüten PCB-Gehalte. Nach diesen Angaben erstreckt sich 
der PCB-Gehalt bei natürhchen Böden unbelasteter Gebiete von 
1 bis 10 fJLg/kg, Landwirtschaf thch genutzte Böden in Industrielän- 
dern weisen Gehalte von 10 bis 100 fxg/kg auf. Höchstgehalte an 
PCB bis zu 1 mg/kg wurden in städtischer Gartenerde und indu- 
strienahen landwirtschafthch genutzten Böden gefunden. Reprä- 
sentative Angaben von Konzentrationen für Böden sind jedoch 
nicht möghch, da nur wenige Erhebungen meist geringen 
Umfangs durchgeführt worden sind. Darüber hinaus gibt es, trotz 
vielfältiger Bemühungen, noch kein zuverlässiges standardisier- 
tes Analyseverfahren, um die 209 verschiedenen Isomere von PCB 
quantitativ zu erfassen und vergleichbare Werte zu erhalten. 

Die Bundesregierung geht der Frage des Eintrags und der Bela- 
stung von Böden durch PCB auch im Rahmen des Bodenschutz- 
konzepts nach. 

Die in der Luft gemessenen PCB-Konzentrationen hegen in der 
Bundesrepubhk Deutschland zwischen 5 und 30 ng/m^. 
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Hinsichtlich der zu ziehenden Konsequenzen wird auf die Ant- 
wort zu Teil I, Frage 2 b), verwiesen. 


4. a) Welche Ergebnisse von PCB -Anreicherungen in Pflanzen und 
pflanzlichen Lebensmitteln liegen der Bundesregierung vor? 

Untersuchungen der amthchen Lebensmittelüberwachung zu- 
folge kommen meßbare PCB-Gehalte in Pflanzen selten vor; so 
wurden bei mehreren tausend Untersuchungen von Obst und 
Gemüse keine PCB-Gehalte über der analytischen Bestimmungs- 
grenze gefunden. 

Gleiches gilt für Kartoffeln. 

Bei der jährhchen repräsentativen Untersuchung des deutschen 
Brotgetreides durch die Bundesforschungsanstalt für Getreide- 
und Kartoffelverarbeitung wurde 1982 bei Weizen und bei Rog- 
gen folgendes festgesteht: Höchstwerte für PCB lagen bei 
0,008 mg/kg Frischsubstanz (Weizen) bzw. 0,021mg/kg Frisch- 
substanz (Roggen); damit wurden etwa gleiche Konzentrationen 
wie 1981 gemessen. 

Insgesamt gesehen hegen die PCB-Gehalte nach dem derzeitigen 
Wissensstand sehr niedrig, meist unter der analytischen Bestim- 
mungsgrenze. 


b) ln welchem Umfang ist der Kraftfahrzeugverkehr eine ernst zu 
nehmende Kontaminierungsquelle, zum Beispiel in bezug auf 
PCB's in Aufwuchs und Futtermitteln an Bundesautobahnen? 

Der Bundesregierung hegen Informationen vor, daß Ottomotor- 
Abgaspartikel bei Verwendung von verbleitem Kraftstoff u. a. 
Träger von geringsten Mengen an PCB sein können. Der Versuch, 
den möghchen Eintrag in die Umwelt im Rahmen eines For- 
schungsvorhabens zu klären, scheiterte an den für den analyti- 
schen Nachweis benötigten großen Partikelmengen. Die PCB- 
Bildung wird durch den Anteil der Chlorverbindungen des 
Zusatzmittels bestimmt, das für die Austreibung des Bleis aus dem 
Verbrennungsraum erforderlich ist. Mit der Einführung bleifreien 
Benzins wird somit auch der PCB-Entstehung entgegengewirkt. 
Wegen der geringen Emissionsrelevanz und der bekannten klei- 
nen pflanzhchen Anreicherungsfaktoren für PCB ist dem Kfz- 
Verkehr als Kontaminationsquehe eine eher unbedeutende Rohe 
beizumessen. 


c) Welche Gefahren gehen von der Anreicherung im Klärschlamm 
aus? 


Nach bisher vorhegenden Untersuchungen ist bei mit Klär- 
schlamm behandelten Böden zwischen relativ geringer Belastung 
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mit PCB (< 1 mg PCB/kg Boden) und erhöhter Belastung (bis 10 mg 
PCB/kg Boden) kein Unterschied in der Pflanzenaufnahme fest- 
stellbar. Erst bei Gehalten von ca. 100 mg PCB/kg Boden, die 
bisher noch nicht ermittelt wurden, wurden im Laborversuch 
erhöhte Rückstände nachgewiesen. Dies wird durch dampfförmi- 
ges Entweichen von PCB aus dem Boden und Niederschlag an 
den oberirdischen Pflanzenteilen erklärt. 


5. a) Welche Ergebnisse über die besorgniserregende PCB- Anreiche- 
rung in Meeres- und Süßwasserfischen liegen der Bundesregie- 
rung vor, und welche Maßnahmen - etwa durch Verschärfung 
des Abwasserrechts - unternimmt sie, um die Gewässerbela- 
stung mit schwerabbaubaren chlorierten Kohlenwasserstoffen zu 
verringern? 

Die PCB-Gehalte in Rheinfischen liegen zwischen 0,018 mg/kg 
und 17,9 mg/kg. PCB-Gehalte von Fischen aus dem Bodensee 
lagen zwischen 0,03 und 1,20 mg/kg, während Fische aus Gewäs- 
sern des Schwarzwaldes nur Spuren von PCB enthielten. Untersu- 
chungen verschiedener Institutionen ergaben in den letzten Jah- 
ren in der Regel keine wesentlichen Änderungen der PCB- 
Gehalte in Fischen aus Oberflächengewässern. In einigen 
Abschnitten des Rheins konnte jedoch eine geringfügige 
Zunahme der PCB-Gehalte festgestellt werden (Landwirtschaftli- 
che Untersuchungs- und Forschungsanstalt Darmstadt). Anderen 
Untersuchungen aus Baden- Württemberg zufolge hat der PCB- 
Gehalt in Rheinfischen in den Jahren 1976 bis 1981 in der Ten- 
denz abgenommen. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen des Erlasses von Verwal- 
tungsvorschriften nach § 7a Wasserhaushaltsgesetz (WHG) Min- 
destanforderungen für „chlorierte Kohlenwasserstoffe" festlegen, 
sobald aufgrund der Überwachung dieses Parameters im wasser- 
rechtlichen Vollzug eine ausreichende Grundlage für bundesein- 
heiüiche Anforderungen geschaffen worden ist. 

In dem Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP zur Erklärung der Bundesregierung zum Thema „Unsere 
Verantwortung für die Umwelt" vom 14. September 1983 (Druck- 
sache 10/383) wird die Bundesregierung aufgefordert zu prüfen, 
ob die Bestimmungen des WHG dahin gehend ergänzt werden 
sollen, daß hinsichtlich bestimmter problematischer Schadstoffe 
(u. a. chlorierter Kohlenwasserstoffe) strengere Anforderungen an 
das Einleiten von Abwasser in Gewässer zu stellen sind. Der 
Bundesminister des Innern hat mit dieser Prüfung begonnen. 

Die Bundesregierung und die Länder prüfen darüber hinaus u. a. 
aufgrund von Initiativen der Umweltministerkonferenz (UMK) 
und im Hinblick auf den o.a. Entschließungsantrag, ob und in 
welcher Form bundeseinheitliche Anforderungen an Abwasser- 
einleitungen in öffentliche Kanalisationen (Indirekteinleitimgen) 
gestellt werden sollen. 

Weiterhin wird im Zuge der bereits begonnenen Novellierungs- 
diskussion zum Abwasserabgabengesetz (AbwAG) entsprechend 
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einer von der UMK an den Bundesminister des Innern herangetra- 
genen Bitte zu erwägen sein, ob zur Bewertungsgrundlage für die 
Schädlichkeit des Abwassers ein Parameter „chlorierte Kohlen- 
wasserstoffe" einzufügen ist. 

Meeresfische enthalten in der Regel geringere PCB-Rückstände 
als Fische aus Binnengewässern. Die Deutsche Forschungsge- 
meinschaft hat die Untersuchungsergebnisse über PCB in Mee- 
resfischen wie folgt zusammengefaßt: 


Spezies 

Fettgehalt 

PCB 

mg/kg Frisch- 
gewicht 

Hering, Seezunge, 



Rotzunge, Kabeljau 

0,1- Iv.H. 

0,02-0,18 

Wittling, Aal, Sprotte 

5v. H. 

0,3 -0,5 

Hering, Makrele 

10 -17V.H. 

0,2 -0,3 


In Untersuchungen der Universität Kiel wurden unter dem 
Gesichtspunkt ökologischer Belange im Muskel- und Leberge- 
webe von Aal und Kabeljau als Indikatororganismen 10 mg/kg 
PCB imd mehr gemessen. Neuere Untersuchimgen der Biologi- 
schen Anstalt Helgoland mit ähnhcher Ausrichtung haben erge- 
ben, daß PCB- Werte in den Gonaden von mehr als 120ng/g 
(= 0,12 mg/kg) Naßgewicht bei künstiich erbrüteten Eiern der 
Ostseeflunder und des Ostseeherings die Überlebensrate von sich 
entwickelnden Eiern und Larven reduzierte. 


b) Wie hat sich die PCB-Belastung von Kuhmilch und Milchproduk- 
ten in den letzten 15 Jahren entwickelt, und wie verteilt sich die 
Belastung der Kuhmilch auf die einzelnen Bundesländer? 


Der Bundesregierung hegen keine aussagekräftigen Untersu- 
chimgsergebnisse über die PCB-Belastung von Kuhmilch und 
Müchprodukten für den gesamten Zeitraum der letzten 15 Jahre 
vor. Aus den Untersuchiuigen der letzten fünf Jahre kann keine 
Zunahme der PCB-Belastung abgeleitet werden. Die Kommission 
zur Prüfimg von Rückständen in Lebensmitteln der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft vertritt in ihrer Mitteüung X „Rück- 
stände in Lebensmitteln tierischer Herkimft" 1983 sogar die Auf- 
fassiuig, daß es in den letzten Jahren zu einem deuthchen Rück- 
gang der Konzentrationen an PCB gekommen sei. Die bisher 
verfügbaren wissenschaftiichen Unterlagen sind jedoch nicht aus- 
reichend repräsentativ, um eine abschheßende Beurteüung vor- 
nehmen zu können. Hinsichtüch der VerteUung der Belastung der 
Kuhmüch in den einzelnen Bundesländern hegen keine verwert- 
baren Informationen vor. 
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6. Wie hat sich die PCB-Belastung der Muttermilch in den letzten 
15 Jahren entwickelt, und welche Schritte unternimmt die Bundes- 
regierung, um der stetigen Zunahme von PCB ’s in der Muttermilch 
entgegenzuwirken? 


Für den Zeitraum der letzten 15 Jahre gelten im wesentlichen die 
unter 5.b) ausgeführten Aussagen. Von einer stetigen Zunahme 
von PCB in der Muttermilch kann daher nicht gesprochen werden. 
Um die Rückstandskonzentration in der Muttermüch zu verrin- 
gern, muß ein weiterer Eintrag von PCB in die Umwelt soweit wie 
mögüch vermieden werden. Die dazu geeigneten Schritte sind 
unter Teil 1, Fragen 5 und 6, sowie Teil 11, Frage 1, auf gezeigt. 


7. Wie hoch ist die mittlere tägliche Aufnahme von PCB's über welche 
Nahrungsmittel in der Bundesrepublik Deutschland, verglichen mit 
anderen Staaten und mit dem zur Diskussion stehenden ADI-Wert 
(„acceptable daily intake") der Weltgesundheitsorganisation? 


Nach einer im Auftrag des Bundesministers für Jugend, Familie 
und Gesundheit in der Bundesrepublik Deutschland durchgeführ- 
ten Untersuchung zur täglichen Aufnahme mehrerer Schadstoffe 
mit der Nahrung im Jahre 1978 wurde anhand der gemessenen 
PCB-Gehalte eine Aufnahme von etwa 35 /xg/Tag und Person 
ermittelt. Neuere Auswertungen der Zentralen Erfassungs- und 
Bewertungsstelle für Umweltchemikaüen (ZEBS) des Bundesge- 
sundheitsamtes mit Stand vom 1. Juli 1983 haben ergeben, daß die 
mittlere tägliche Aufnahme für PCB für die Frau 4 /xg/Tag und für 
den Mann 6/xg/Tag beträgt. Berücksichtigt wurden Milch und 
Milcherzeugnisse, Eier, Fleisch und Fleischerzeugnisse, Wurst- 
waren, Fische, Fette, öle, Getreide, Kartoffeln, Gemüse, Obst, 
Kakao, Tee und Gewürze. Unter Zugrundelegung der ZEBS- 
Aufnahmemengen hegt die tägüche PCB-Aufnahmemenge in der 
Bundesrepubük Deutschland etwas niedriger als in der Schweiz 
und deutüch niedriger als in den USA. Die sich daraus ergeben^ 
den durchschnittlichen täghchen Gesamtaufnahmen von PCB he- 
gen unter dem von der Weltgesundheitsorganisation diskutierten 
ADI-Wert von 1 /xg/kg, d.h. 60 bis 70 /xg/Tag und Person. 


8. In welchem Ausmaß ist eine Ausweitung der laufenden Überwa- 
chung von PCB-Gehalten in der Nahrungskette gewährleistet, und 
welche Anstrengungen werden unternommen, um die Analyseme- 
thoden für eine sichere Erfassung zu verbessern und zu vereinfa- 
chen? 


Die Zuständigkeit für die Überwachung der Lebensmittel liegt bei 
den Bundesländern. Diese haben - ebenso wie mehrere Bundes- 
anstalten - bereits in der Vergangenheit zahlreiche Proben - 
insbesondere von Lebensmitteln - auf ihren PCB-Gehalt unter- 
sucht, so daß eine allgemeine Abschätzung der Rückstandssitua- 
tion aufgrund dieser Daten mögüch ist, wenn auch wegen noch 
bestehender Probleme bei der quantitativen Bestimmung dieser 
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Stoffe diese Untersuchungsergebnisse unter wissenschaftlichen 
Gesichtspunkten nur unzureichend miteinander vergleichbar 
sind. 

Das Bundesgesundheitsamt arbeitet intensiv an der Verbesserung 
der Rückstandanalytik. Diese Arbeiten gestalten sich deshalb so 
schwierig, weil in den technischen PCB-Mustern insgesamt etwa 
125 verschiedene Einzelverbindungen enthalten sind, die in der 
Umwelt in unterschiedhchem Maße abgebaut bzw. angereichert 
werden. Die in Lebensmitteln und anderen Umweltproben gefun- 
denen PCB-Spektren weisen daher andere Zusammensetzungen 
auf als die technischen Muster, so daß fast alle bisher verwende- 
ten Angaben des PCB-Gehaltes unter Bezug auf diese techni- 
schen Produkte (z.B. Clophen A 60) weder quahtativ noch quanti- 
tativ exakt richtig sind. 

Die Arbeiten im Bundesgesundheitsamt sind soweit fortgeschrit- 
ten, daß nunmehr eine Untersuchungsmethode für die Überwa- 
chung erstellt wurde, die eine sichere Erfassung des Gehalts an 
definierten PCB-Komponenten ermöghcht. Die Auswahl und Ver- 
einheitlichung dieser PCB-Komponenten führt gleichzeitig zu 
einer Vereinfachung der Analysenmethoden. Dieses Verfahren 
wird derzeit mit weiteren Sachverständigen im nationalen und 
internationalen Rahmen beraten. 

Diese Analysemethoden bilden eine wesenthche Voraussetzung 
für die Festlegung von Höchstmengen für die zulässigen Gehalte 
an PCB in Lebensmitteln, die dann wiederum zu einer verstärkten 
Überwachung führen werden. Gleichzeitig ermöghchen diese 
Analysenmethoden auch einheithche Bestimmungen von PCB im 
Rahmen eines in Zukunft beabsichtigten bundesweiten Schad- 
stoffmonitoringsystems, das ebenfalls zu einer Ausweitung der 
Untersuchungen auf PCB-Rückstände führen soll. Die planeri- 
schen Voraussetzungen dafür sind bereits erarbeitet worden. 


9. a) Warum konnte sich das Bundesgesundheitsamt bisher noch 
nicht entschließen, PCB-Höchstmengen für Lebensmittel und 
einen ADI-Wert festzulegen, obwohl weitreichende Erkennt- 
nisse zur Toxikologie und Umweltgefährdung dieses Stoffs vor- 
liegen? 


Die Festlegung von Höchstmengen für PCB in Lebensmitteln setzt 
voraus, daß Analysenverfahren für PCB zur Verfügung stehen, die 
eine zuverlässige Erfassung dieser Stoffe nach Art und Menge in 
Lebensmitteln ermöghchen. Die bisher zur Verfügung stehenden 
Analyseverfahren erfüllen diese Voraussetzungen noch nicht. 
Weiterhin hegt noch kein gesicherter Überbhck über die derzei- 
tige Schadstoffsituation in Lebensmitteln vor. Es besteht auch 
noch nicht hinreichende Klarheit über die bei einer Höchstmen- 
gen-Festsetzung für PCB in bezug zu nehmenden toxikologischen 
Grenzwerte. 

Aus diesen Gründen hat das Bundesgesundheitsamt dem Bundes- 
minister für Jugend, Famihe und Gesundheit noch keinen Vor- 
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schlag zur Festsetzung von PCB-Höchstmengen in Lebensmitteln 
im Rahmen einer auf § 9 des Lebensmittel- und Bedarfsgegen- 
ständegesetzes (LMBG) gestützten Rechtsverordnung unter- 
breitet. 


b) Welche Schritte unternimmt die Bundesregierung, um die PCB 's 
unverzüghch in die Höchstmengenverordnungen aufzunehmen 
und damit die Verbotsklausel des Lebensmittelgesetzes in § 8 
Abs. 2 praktisch zu vollziehen? 

Die Beantwortung dieser Frage ergibt sich aus der Antwort zu 
Teil 11, Frage 9 a). Die Bundesregierung kann nur wissenschafthch 
abgesicherte Vorschläge für PCB-Höchstmengen in eine Rechts- 
verordnung übernehmen. 

Wie in der Antwort zu Teil 11, Frage 9 a) bereits ausgeführt, ist 
neben toxikologischen Gesichtspunkten die Erarbeitung und Ver- 
öffentüchung einer genügend leistungsfähigen Analytik für PCB 
Voraussetzung für eine Höchstmengenfestlegung, Die analyti- 
schen Veraussetzungen werden z. Z. im Rahmen des § 35 LMBG 
geschaffen. 


IIL Toxikologie 

1. a) Welche chronischen und sub chronischen Erkrankungen sind bei 
langjähriger Anreicherung auch geringer PCB-Mengen zu be- 
fürchten? 

Chronische Erkrankungen bei langjähriger Anreicherung gerin- 
ger PCB-Mengen im Menschen lassen sich schwer abschätzen. 
Allgemein gilt, daß die Toxizität und damit auch die chronische 
Wirksamkeit sowohl vom Anteil der verschiedenen Isomere als 
auch vom Chlorierungsgrad der PCB bestimmt wird. 

Eine Abschätzung des gesundheitlichen Risikos für den Men- 
schen durch PCB ist aus vielen Gründen erschwert bzw, nur 
unvollständig möghch. So ist beispielsweise eine eindeutige Fest- 
legung eines ADl-Wertes (Acceptable daily intake) aus den 
Ergebnissen der Tierversuche auch nicht möglich, bestenfalls eine 
theoretische Annäherung. Es wurde zwar eine annehmbare 
Tages-Dosis (ATD) für den Menschen in Höhe von 1 /xg/kg Kör- 
pergewicht ermittelt, doch darf dieser Wert nur als oberer tempo- 
rärer Grenzwert angesehen werden. Eine eindeutige Bewertung 
des Gefährdungspotentials hinsichthch Kanzerogenität und Tera- 
togenität, von Langzeitwirkungen auf das Immun- und Nervensy- 
stem und die Belastung des Säughngs ist derzeit nicht möghch. Es 
ist deshalb der ATD-Wert zu überprüfen, auch unter Berücksichti- 
gung etwaiger additiver und potenzierender Effekte bei der 
unvermeidhchen Aufnahme anderer Organochlorverbindungen 
wie HCH, Dieldrin und DDT. 

Für beruflich nicht exponierte Personen wird nach dem derzeiti- 
gen Wissensstand keine Gefährdung der menschlichen Gesund- 
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heit und damit keine Erhöhung des gesundheithchen Risikos 
erwartet. Maßgebend für diese Aussage ist die Tatsache, daß die 
PCB-Gesamtaufnahme nach einer vom Bundesminister für 
Jugend, Famüie und Gesundheit in Auftrag gegebenen Studie 
ledighch 35 pg/Tag und Person beträgt und somit sowohl unter 
dem bisher angenommenen ADI-Wert von 175 pg/70 kg/Tag als 
auch unter dem errechneten ATD-Wert in der Größenordnung 
von 70 [ig/Tag und Person hegt. 

Dagegen ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt für bestimmte Perso- 
nengruppen, z.B. in PCB-herstellenden, -verarbeitenden und 
-beseitigenden Betrieben sowie bei Bergarbeitern im Untertage- 
bau wegen der Verwendung PCB-haltiger Hydrauliköle eine 
gesundheithche Beeinträchtigung am Arbeitsplatz nicht gänzhch 
auszuschheßen. 

Die Frage nach der kanzerogenen Wirkung (vgl. Teil III, Frage 2) 
wird seit langem diskutiert; ein schlüssiger Beweis konnte jedoch 
noch nicht erbracht werden. Gleichermaßen ist die Frage nach der 
mißbildungsauslösenden Wirkung von PCB noch nicht eindeutig 
zu beantworten. Es ist zwar nachgewiesen, daß PCB auch beim 
Menschen durch die Plazenta in den Feten eindringen können. 
Über die weitergehende Frage des teratogenen Potentials hegen 
widersprüchhche Ergebnisse vor. Die Beeinflussung des Repro- 
duktionsvermögens ist nach dem derzeitigen Wissensstand jedoch 
als ein besonders empfindhcher Parameter anzusehen. Ob und 
inwieweit auch geringe PCB-Mengen zu derartigen Effekten füh- 
ren, läßt sich nicht beantworten. Für die Beeinflussung des Erb- 
gutes hegen keine Anhaltspunkte vor. Selbst hohe Konzentratio- 
nen heßen in verschiedenen relevanten Testsystemen keine Hin- 
weise für eine mutagene Potenz verschiedener PCB erkennen. 


b) In welcher Weise plant die Bundesregierung, die Problematik 
der Anreicherungsgifte im menschlichen Körper durch umfang- 
reiche epidemiologische Untersuchungen wissenschaftlich auf- 
zuhellen, und inwieweit sind neuere großangelegte Untersu- 
chungen zur Frage der Ursachenforschung bei hohen PCB- 
Gehalten in der Muttermilch geplant? 

Auswirkungen der in der Bundesrepublik Deutschland ermittel- 
ten PCB-Gehalte in Frauenmilch auf die Gesundheit von Säughn- 
gen sind bisher nicht bekanntgeworden. 

Mögücherweise mit der PCB-Aufnahme zusammenhängende 
Krankheiten, wie primäre Lebertumoren, fettige Leberparen- 
chymdegeneration oder Thymus- und Milzinvolution, sind im 
Kindesalter extrem selten. Epidemiologisch lassen sich deshalb 
Zusammenhänge zwischen einem mutmaßhchen Schadstoff und 
solchen seltenen Krankheiten durch „Case-Controll" -Studien 
analysieren. Insgesamt ist die Säughngssterbhchkeit in der Bun- 
desrepublik Deutschland in den letzten Jahren weiter rückläufig. 

Die Komplexität der PCB-Kontamination von FrauenmUch wurde 
verschiedenthch studiert und ist in ihren Prinzipien auch in der 
Bundesrepublik Deutschland bekannt. 
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Die Bundesregierung ist bestrebt, noch vorhandene Wissens- 
lücken über den Zusammenhang zwischen den Ursachen und den 
Wirkungen der PCB-Belastung der Muttermilch durch gezielte 
Forschungsvorhaben zu schließen. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, PCB 's auf Grund der Bewertung 
durch die International Agency for Research on Cancer der WHO so 
zu behandeln, als ob sie beim Menschen krebserregend wären? 


Die Bundesregierung berücksichtigt grundsätzlich die Aussagen 
der „International Agency für Research on Cancer" (lARC) der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO). Im vorliegenden Fall muß 
eine differenzierte Bewertung vorgenommen werden, ln einigen 
tierexperimentellen Studien konnte bei höheren Konzentrationen 
von technischem PCB in der Tat Leberkrebs beobachtet werden. 
Diese Erkenntnisse werden gestützt durch Hinweise auf eine 
mögliche krebserzeugende Wirkung aus den untersuchten Todes- 
fällen der sogenannten Yusho-Patienten fünfeinhalb Jahre nach 
dem Unglücksfall in Japan. Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, 
daß diese Substanzgruppe nicht nur aus PCB-lsomerengemischen 
unterschiedlicher Verteilung bestand, sondern auch hohe Gehalte 
an technischen Verunreinigungen in Form von polychlorierten 
Dibenzofuranen enthielt, die ihrerseits hochtoxisch sind. Es trifft 
zu, daß die lARC bestimmte PCB-Einzehsomere aufgrund von 
Tierexperimenten als kanzerogen betrachtet. Der Verdacht der 
kanzerogenen Wirkung für den Menschen konnte in retrospekti- 
ven epidemiologischen Studien allerdings nicht ausreichend gesi- 
chert werden. Jedoch geben die epidemiologischen Daten Hin- 
weise dafür, daß eine Beziehung zwischen der PCB-Exposition 
und der Entstehung von Tumoren nicht auszuschließen ist. 

Untersuchungen über die Frage einer krebsauslösenden Wirkung 
haben außerdem gezeigt, daß im niedrigen Dosisbereich das kan- 
zerogene Risiko kaum erhöht sein dürfte. Auch unter dem 
Gesichtspunkt der in neueren tierexperimentellen Untersuchun- 
gen nachgewiesenen tumorpromovierenden Wirkung ist eine 
Tumorpromotion in Dosisbereichen, die keine biochemischen 
Effekte bewirken, äußerst unwahrscheinhch. Aus den bisher vor- 
hegenden Befunden ist insgesamt zu folgern, daß die Frage eines 
direkten oder indirekten kanzerogenen Potentials der PCB nicht 
vollständig geklärt ist und somit eine abschheßende Bewertung 
dieses Problemkreises noch nicht vorgenommen werden kann. 
Insofern kann der lARC-Auffassung, daß PCB so zu behandeln 
seien, als ob sie beim Menschen krebserzeugend wären, nicht 
gefolgt werden. 

Die Bundesregierung folgt jedoch in der Bewertung der Senats- 
kommission zur Prüfung gesundheitsschädhcher Arbeitsstoffe 
(MAK-Kommission), die PCB in die Liste der Stoffe mit begrün- 
detem Verdacht auf krebserzeugendes Potential einordnet (Liste 
111 B). 
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3. Welche Zusammenhänge zwischen der Anreicherung mit potentiell 
karzinogenen chlorierten Kohlenwasserstoffen (HCB, PCB s) im 
Menschen und einer Erhöhung der Kindersterblichkeit durch Krebs 
sind der Bundesregierung - auch verdachtsweise - bekannt? 

Es ist bekannt, daß ein enger Zusammenhang zwischen dem PCB- 
Gehalt und dem Lebensalter besteht, d.h. mit steigendem Lebens- 
alter nimmt bei beiden Geschlechtern der PCB-Gehalt im Fettge- 
webe des Menschen zu. Von dieser allmähhchen Zunahme sind 
sicher auch Kinder im Verlaufe ihrer Entwicklung nicht ausge- 
nommen. 

Ob und inwieweit eine Erhöhung der Kindersterbhchkeit durch 
Krebs infolge der Anreicherung von chlorierten Kohlenwasser- 
stoffen zu verzeichnen ist, ist der Bundesregierung - auch ver- 
dachtsweise - nicht bekannt. 


4. Wieweit ist die Bundesregierung darüber orientiert, daß PCB 's zum 
Rückgang des Seehunds und des Schweinswals beitragen und daß 
sie am gehäuften Auftreten von Fischkrankheiten (z. B. Blumen- 
kohlgeschwüre) maßgeblichen Anteil haben? 

Der Bundesregierung sind Untersuchungen über den Einfluß von 
PCB auf den Reproduktionsprozeß beim Seehund bekannt. Ob 
und inwieweit solche möghchen Einflüsse zum Rückgang der 
Seehundpopulation, insbesondere im Bereich des niederländi- 
schen Wattenmeeres, geführt haben, ist nicht geklärt, da in die- 
sem Zusammenhang mehrere Faktoren, wie die Störung durch 
den Tourismus sowie die allgemein hohe Schadstoffbelastung des 
Wattenmeeres, mit berücksichtigt werden müßten. 

Stichhaltige Untersuchungen, die einen Zusammenhang von PCB 
und den Rückgang der Schweinswalpopulation an der Norddeut- 
schen Küste belegen, sind der Bundesregierung nicht bekannt. 
Es ist jedoch darauf hinzuweisen, daß sich der Schweinswal vor- 
wiegend in Gebieten höherer Schadstoffbelastung (Wattenmeer, 
Ästuare) aufhält. 

Fischkrankheiten wie Flossenfäule, Lymphocystis, epidermale 
Papillome und die angesprochene Blumenkohlkrankheit des 
europäischen Aales können nicht eindeutig den PCB zugeschrie- 
ben werden. Daß PCB dazu einen Beitrag hefern, ist jedoch 
wahrscheinhch. 


5. Welche Gefahren für die Bestände von Fisch- und Seeadler, Wan- 
derfalke, Schleiereule und anderen Vogelarten ergeben sich aus der 
dramatischen PCB-Anreicherung in Eiern und Fettgewebe dieser 
Arten? 

Trotz der vielfältigen Untersuchungen an verschiedenen Vogelar- 
ten sind relevante Studien über einen Zusammenhang zwischen 
der Belastung über die Nahrungsaufnahme mit Rückstandskon- 
zentrationen in Organen und Geweben sowie in Eiern mit eventu- 
ellen Schäden der Nachkommenschaft der Bundesregierung nicht 
bekannt. 
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Aus Laboruntersuchungen muß eine Gefährdung der Nachkom- 
menschaft ab einer PCB-Konzentration von 3 bis 5 mg/kg im Ei 
erwartet werden. Da derartige PCB -Konzentrationen in den Eiern 
der angesprochenen Vogelarten keine Seltenheit sind, ist eine 
langfristige Gefährdung bei gleichbleibender PCB-Umweltkonta- 
mination nicht auszuschheßen. 

Die große chemische Ähnhchkeit von DDT und PCB legt die 
Vermutung nahe, daß PCB auch ähnliche physiologische Effekte 
haben (siehe z.B. Beeinflussung der Eischalendicke). An der 
Cornell Universität wurde von Peakall die Wirkung von PCB auf 
Tauben untersucht. Es konnte festgestellt werden, daß wie bei 
DDT die Entwicklung von Enzymen in der Leber induziert wurde, 
die Östradiol - ein Geschlechtshormon - außerhalb des natür- 
hchen Rhythmus abbauen und damit die Fortpflanzungsfähigkeit 
negativ beeinflussen. 

Untersuchungen mit PCB an Hühnern zeigten verminderte Eipro- 
duktion und ein reduziertes Aufkommen der Jungen. 

Bei freilebenden Arten wurden Konzentrationen an PCB gefun- 
den, die jene überschritten, die die oben genannten Effekte bei 
Hühnern bewirkten. So fand man z.B. in Eiern des Fischadlers 
Konzentrationen von 3,6 bis 51 mg/kg PCB. 


/V. Entsorgung 

1. Wie trägt die Bundesregierung der Tatsache Rechnung, daß es nicht 
möglich ist, PCB 's aus der früheren Anwendung in offenen Syste- 
men, wie Schmiermitteln, Weichmachern, Papierbeschichtungsmit- 
teln, Schwerölen usw., sicher zurückzugewinnen und unschädlich 
zu machen, und daß auch heute noch ein Großteil der PCB’s aus 
diesen Quellen in die Umwelt gelangt? 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß es mit vertretbarem 
Aufwand nicht möglich ist, die bis 1972 durch die sog. „offene 
Anwendung" in den Verkehr gebrachten PCB getrennt zu erfas- 
sen, einzusammeln und unschädhch zu machen, soweit diese 
nicht sowieso bereits sukzessive ihrem Ge- und Verbrauch fol- 
gend aus ihren Trägermedien freigesetzt worden sind. Es ist daher 
nicht auszuschließen, daß in Abhängigkeit von der Lebensdauer 
der aus der „offenen Anwendung" stammenden Materialien auch 
weiterhin das enthaltene PCB in die Umwelt gelangt. 


2. Wie versucht die Bundesregierung, den Gefahren zu begegnen, die 
dadurch entstehen, daß askarelhaltige Kleinkondensatoren (insbe- 
sondere Leuchten- und Motorenkondensatoren) in der Regel mit 
dem Hausmüll beseitigt werden, nachdem sie defekt geworden 
sind? 

Kleinkondensatoren, bei denen der Einsatz von niedrigchlorierten 
PCB mit gewissen Einschränkungen noch erlaubt ist, werden 
teilweise unkontrolhert entsorgt, wahrscheinüch überwiegend mit 
Hausmüll. Untersuchungen über den PCB-Gehalt von Hausmüll 
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sind bisher nur in geringem Umfang durchgeführt worden. Sie 
sind daher nicht repräsentativ. 

Hausmüll wird in der Bundesrepubhk Deutschland fast aus- - 
schüeßhch deponiert oder verbrannt. Untersuchungen von ca. 

200 Sickerwasserproben an acht Hausmülldeponien in den Jah- 
ren 1982/83, die derzeit noch ausgewertet werden, ergaben PCB- 
Gehalte im Sickerwasser von 1 bis 100 /xg/1, im Mittelwert 12 fig/l. 
Nach ebenfalls noch unveröffenthchten Messungen von PCB- 
Emissionen an einer Hausmüll-Verbrennungsanlage hegen diese 
unter der Bestimmungsgrenze von 50ng/m^ im Abgas. Sollten 
diese Werte durch weitere Untersuchungsergebnisse erhärtet 
werden, so dürfte Hausmüll sowohl bei der Deponie als auch bei 
der Verbrennung in der Bundesrepubhk Deutschland als gravie- 
rende QueUe beim Eintrag von PCB in die Umwelt ausscheiden. 

Dennoch hat die Bundesregierung einen Entwurf zur „Ersten 
Verordnung zur Änderung der Zehnten Verordnung zur Durch- 
führung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes" vorgelegt, nach 
dem die Verwendung von PCB für die Herstellung auch von 
Kleinkondensatoren verboten werden soll. 


3. Welche Erfahrungen besitzt die Bundesregierung über den Vollzug 
des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Altölgesetzes, wonach 
synthetische öle, die aus PCB's oder PCT's bestehen, getrennt von 
anderen Altölen zu beseitigen sind, und sind der Bundesregierung 
Fälle bekanntgeworden, in denen diese Stoffe trotzdem den Altölen 
zugesetzt worden sind? 

Zahlreiche Anfragen in der Zeit nach Inkrafttreten des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Altölgesetzes über die Möglichkeit 
der Entsorgung polychlorierter Biphenyle bzw. Terphenyle (PCT) 
veranlaßten das Bundesamt für gewerbhche Wirtschaft als Ver- 
walter des Rückstellungsfonds zur Sicherung der Altölbeseiti- 
gung, alle Sammel- und Beseitigungsunternehmen auf die gesetz- 
liche Verpflichtung hinzuweisen, daß synthetische Altöle dieser 
Art getrennt von anderen Altölen zu beseitigen sind. Nach dem 
Altölgesetz sind die Sammel- und Beseitigungsunternehmen zwar 
grundsätzlich verpflichtet, auch gebrauchte PCB oder PCT zu 
übernehmen. Diese Verpflichtung besteht jedoch nur, soweit die 
Abholunternehmen über die zur Sammlung und unschädlichen 
Beseitigung dieser Altstoffe erforderhchen Einrichtungen verfü- 
gen oder sonst die Gewähr dafür gegeben ist, daß eine umweltun- 
schädüche Beseitigung erfolgt. Dabei ist davon auszugehen, daß 
eine umweltverträgliche Entsorgung nur in folgenden Anlagen 
mögüch ist: ^ 

— Bayer AG, Verbrennungsanlage Leverkusen, 

— Hessische Industriemüll GmbH, Verbrennungsanlage Biebes- 
heim, 

— Gesellschaft für Sondermüllbeseitigung, Verbrennungsanlage 
Ebenhausen, 

— Untertagedeponie der Kali und Salz AG, Herfa-Neurode. 
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Die Kosten für die Verbrennung von flüssigen PCB in dafür 
zugelassenen Sonderabfall-Verbrennungsanlagen liegen derzeit 
bei etwa 1 200 DM/t. Diese Kosten werden durch die Zuschüsse 
nach dem Altölgesetz bei weitem nicht abgedeckt (seit 1. Januar 
1984 7 DM/ 100 kg Altöl). Da unter diesen Umständen eine Beseiti- 
gung von PCB für den Altölbeseitiger nüt hohen, durch Zuschüsse 
nicht annähernd abgedeckten Kosten verbunden ist, ist folgerich- 
tig beim Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft auch noch kein 
Antrag auf Bezuschussung zur Beseitigung von PCB gestellt wor- 
den. Es kann davon ausgegangen werden, daß durch die Einbe- 
ziehung der PCB-haltigen öle in das Altölgesetz ihre ordnungsge- 
mäße Entsorgung nicht sichergestellt werden konnte. 

Es besteht sogar die begründete Vermutung, daß die bei der 
Verschrottimg von Transformatoren und Leistungskondensatoren 
abgelassenen PCB-haltigen Flüssigkeiten zum Teü gemeinsam 
mit Altöl entsorgt worden sind. So hat eine Stichprobe in einem 
Bundesland 1982 bei einer von insgesamt zehn Proben einen 
PCB-Gehalt von 9700 ppm im Altöl ergeben. Fünf andere Proben 
lagen unterhalb der Nachweisgrenze von 10 ppm, die restlichen 
vier Proben wiesen PCB-Gehalte von 12 bis 25 ppm auf. Die 
Untersuchungen werden fortgeführt, um zu repräsentativen 
Ergebnissen zu kommen. 


4. a) Welche Maßnahmen zur Entsorgung der ausgedienten askarel- 
haltigen Transformatoren und Großkondensatoren hat die Bun- 
desregierung vorgesehen, und welche Kontrolle hierüber übt sie 
aus? 

Die Bundesregierung übt selbst keine Kontrolle über die Entsor- 
gung der ausgedienten askarelhaltigen Transformatoren und Lei- 
stungskondensatoren aus. Der Vollzug der Abfallbeseitigung fällt 
in die Zuständigkeit der Länder. Die Bimdesregierung unterstützt 
die Bundesländer durch Mitarbeit in einer Arbeitsgruppe „PCB- 
haltige Abfälle" der Länder arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA), 
wo derzeit Empfehlungen für die Entsorgung PCB-haltiger 
Abfälle erarbeitet werden. Diese Empfehlungen, die bereits im 
Entwurf vorliegen, sehen im wesentlichen vor: 

— mit PCB gefüllte Transformatoren sowie Kondensatoren > 1 kg 
Gesamtgewicht werden den Bestimmungen der §§11 bis 13 
Abfallbeseitigungsgesetz unterworfen (Einsammlungs- und 
Beförderungsgenehmigimg, Nachweispflicht, Importgenehmi- 
gung), 

— derartige Abfälle werden von den Herstellern, ausgewählten 
Serviceunternehmen sowie den Sonderabfallbeseitigungsge- 
sellschaften entgegengenommen imd dort für ihre endgültige 
Beseitigung vorbereitet, 

— anschließend werden sie dafür geeigneten imd nach Abfall- 
recht genehmigten Anlagen zur Beseitigung zugeführt. 

Unabhängig von diesen Empfehlungen hat das Umweltbundes- 
amt im Juni 1983 Hinweise zur PCB -Entsorgung veröffentlicht. 
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um den Besitzern PCB-haltiger Abfälle geeignete Entsorgungs- 
möglichkeiten aufzuzeigen. 


b) Ist die Bundesregierung bereit, die gesetzlichen Grundlagen für 
ein zentrales Standortregister mit Erfassung aller PCB-haltigen 
Altbestände zu schaffen, das über jede Standort- und Zustands- 
veränderung informiert und so auch eine Kontrolle über die 
Beseitigung ausüben kann? 


Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß eine lückenlose 
Kontrolle der ordnungsgemäßen Entsorgung PCB-haltiger Abfälle 
vor allem eine Erfassung und Registrierung der noch im Betrieb 
befindlichen Transformatoren sowie Leistungskondensatoren vor- 
aussetzt. Dies muß von den Ländern durchgeführt werden, die 
auch für die Überwachung zuständig sind. Die Bundesregierung 
dringt daher bei den Ländern darauf, daß die Arbeiten zur Regi- 
strierung, die teUweise schon begonnen haben, zügig fortgesetzt 
werden. Sie wird die Länder weiterhin bitten, sie über das Ergeb- 
nis der Erfassung zu unterrichten. 


5. a) Unter welchen Bedingungen werden askarelhaltige Transforma- 
toren und Großkondensatoren in der Untertagedeponie Herfa- 
Neurode gelagert, und welche Mengen PCB-haltiger Abfälle aus 
der Bundesrepublik Deutschland sowie aus dem Ausland wer- 
den in dieser Deponie jährlich abgelagert? 


Die Fa. Kali und Salz AG, Betreiber der Untertagedeponie Herfa- 
Neurode, hat in Abstimmung mit den Fachverbänden „Transfor- 
matoren" und „Starkstromkondensatoren" im Zentralverband der 
Elektrotechnischen Industrie e.V. RichÜinien erarbeitet, die bei 
der Anheferung bzw. Ablagerung der Geräte untertage berück- 
sichtigt werden müssen. Diese Richthnien sehen im wesenüichen 
vor: 

— Ablassen der PCB-haltigen Flüssigkeit und Abgabe zur Ver- 
brennung, 

— gegebenenfalls (vorwiegend bei Transformatoren) Einfüllen 
eines Aufsaugmittels, 

— Abbau aller nichtkontaminierten Konstruktionsteile, die bei 
Transport und Einlagerung stören bzw. zerstört werden 
können, 

— Verschheßen aUer Öffnungen, 

— Einhalten bestimmter Höchstabmessungen und -gewichte. 

Die RichÜinien werden Teil der Ablagerungsgenehmigungen, die 
nach Genehmigung durch das zuständige Bergamt und den 
zuständigen Regierungspräsidenten den einzelnen Anheferem 
erteüt werden sollen, ln der Untertagedeponie Herfa-Neurode 
sind 1980 und 1981 jährhch etwa 100 t PCB-haltiger Abfälle ein- 
gelagert worden, 1982 etwa 250 1. Etwa 10 v. H. der AbfäUe stam- 
men aus dem Ausland. Es ist zu erwarten, daß die Menge der in 
Herfa-Neurode angeheferten PCB-haltigen Abfälle steigen wird. 
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b) Wie hoch schätzt die Bundesregierung jene Dunkelziffer PCB- 
haltigen Abfalls ein, der vor der Eröffnung dieser Deponie anfiel, 
dessen Verbleib heute nicht mehr identifiziert werden kann, und 
können aus dieser Quelle noch nennenswerte Mengen in die 
Umwelt gelangen? 


In Anlehnung an die Bayerische Gewerbeanstalt und nach 
Umfrage bei der betroffenen Wirtschaft schätzt die Biuidesregie- 
rung den Gesamteinsatz von PCB in Transformatoren seit den 
fünfziger Jahren auf 30 000 bis 33 000 1. Über 90 v. H. davon wur- 
den in den letzten 20 Jahren eingesetzt. Bei einer Lebensdauer 
der Transformatoren von 30 bis 50 Jahren ist im ungünstigen Fall 
davon auszugehen, daß durch Außerbetriebnahme von Transfor- 
matoren bisher insgesamt 1 000 bis 1 500 1 PCB zur Entsorgimg 
angefallen sind. 

Vergleichbare Schätzungen über die Außerbetriebnahme für 
Starkstromkondensatoren hegen nicht vor. Nach Auskimft der Fa. 
Bayer AG sind etwa 20 000 1 PCB in diesem Bereich eingesetzt 
worden. Nur etwa 1 v. H. der in den letzten 20 Jahren geheferten 
Starkstromkondensatoren sind wegen der langen Lebensdauer 
ausgemustert und über die Hersteller im wesenthchen ordnungs- 
gemäß entsorgt worden. Die Verwendung von PCB in Kleinkon- 
densatoren für Konsumgüter wurde 1976 eingestellt. 

Es muß davon ausgegangen werden, daß außer Betrieb genom- 
mene Geräte, soweit sie bisher nicht bereits ordnungsgemäß ent- 
sorgt wurden, über den Schrotthandel beseitigt wurden. Dies 
bedeutet, daß nicht ausgeschlossen werden kann, daß die PCB- 
haltigen Flüssigkeiten über nicht eindeutig zu beschreibende 
Wege (eventuell mit dem Altöl) beseitigt wurden, während PCB- 
kontaminierte Feststoffe (vor allem Stahlgehäuse und Kupfer- 
wicklungen) in die Schrottverwertung gingen. In beiden Fällen ist 
anzunehmen, daß z.B. bei der Regenerierung des Altöles und 
seinem späteren Einsatz imd bei der Schmelze des Schrottes 
imkontrolherte Einträge in die Umwelt erfolgt sind. Erkenntnisse 
über den Umfang solcher Freisetzungen hegen der Bundesregie- 
rung nicht vor. 


6. Wie will die Bundesregierung der Gefahr Abhilfe schaffen, daß der 
Verbrauch von PCB's im Bergwerk die Möglichkeit des Transports 
an die Oberfläche einschließt und eine sichere Beseitigung nicht in 
allen Fällen angenommen werden kann? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß ein hoher Prozentsatz der 
im Steinkohlenbergbau eingesetzten PCB bei z.B. unvorhergese- 
henen Schlauchbrüchen und thermischen Überlastungen unter- 
tage freigesetzt wird. Teilweise geht PCB in das Gestein und 
verbleibt untertage, teilweise wird PCB über das Sümpfungswas- 
ser in die Gewässer abgeleitet, teilweise gelangt PCB in die 
Kohle aufbereitung und teilweise über die Bewetterung in die 
Atmosphäre. Quantitative Daten der einzelnen Ströme sind nicht 
verfügbar. 

Die Bundesregierung sieht in dem Einsatz eines Ersatzstoffes als 
Hydraulikflüssigkeit die einzige Möglichkeit, die Freisetzung von 
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PCB aus diesem Bereich zu unterbinden. Sie begrüßt daher aus- 
drücklich die Bemühungen der Industrie, einen Ersatzstoff zu 
entwickeln. Sie erwartet, daß in Jahresfrist ein oder mehrere 
Ersatzstoffe das Zulassungsverfahren des zuständigen Oberberg- 
amtes durchlaufen haben werden, die vor allem den Sicherheits- 
anforderungen untertage genügen. Die Bundesregierung wird 
nach Vorhegen eines zugelassenen Ersatzstoffes prüfen, ob der 
weitere Einsatz PCB-haltiger Hydrauhkflüssigkeiten verboten 
werden sollte, um die alleinige Anwendung PCB-freier Hydrau- 
ükflüssigkeiten untertage sicherzustellen. 


7, a) Welche Verbrennungsanlagen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land erfüllen die Voraussetzungen und die Genehmigung zum 
Verbrennen von PCB-haltigen Abfällen, und wie hoch sind die 
dort verbrannten jährlichen Mengen? 

Wie hoch sind die jährlichen PCB-Emissionen aus diesen Anla- 
gen, und inwieweit entsprechen diese Anlagen dem neuesten 
Stand der Technik? 


Folgende Sonderabfall-Verbrennungsanlagen erfüllen die techni- 
schen Voraussetzungen und haben die Genehmigung auch zum 
Verbrennen PCB-haltiger Abfälle: 

— Fa. Bayer AG in Leverkusen, 

— Fa. Hessische Industriemüll GmbH (HIM), Anlage in Biebes- 
heim, 

— Fa. Gesellschaft für Sondermüllbeseitigung Bayern mbH 
(GSB), Anlage Ebenhausen. 

Diese Anlagen entsprechen dem Stand der Technik. 

1982 wurden nach Angaben der Betreiber verbrannt: 

— in der Anlage der Bayer AG ca. 100 1 (Fremdanheferung), 

— in der Anlage der Hessischen Industriemüll GmbH 0 1 (1983 ca. 
20 t), 

— in der Anlage der Gesellschaft für Sondermüllbeseitigung 
Bayern mbH 0 1. 

Für die Anlage der Bayer AG sowie die der Hessischen Industrie- 
müll GmbH liegen erste Meßergebnisse über die Verbrennung 
PCB-haltiger Abfälle vor. Danach kann mit einem Vernichtungs- 
grad von über 99,99 v. H. gerechnet werden. 


b) Wie hoch sind die maximalen jährlichen Schadstoffausstöße aus 
kommunalen Müllverbrennungsanlagen, bezogen auf HCB, 
PCB 's, PCNs, und welche Ergebnisse über Anreicherungen die- 
ser Stoffe im Boden liegen aus der Umgebung solcher Verbren- 
nungsanlagen vor? 


Für Hausmüllverbrennungsanlagen liegen bisher nur Meßergeb- 
nisse von einer Anlage hinsichthch der Emissionen von PCB vor. 
Aus diesen Meßergebnissen läßt sich keine repräsentative Aus- 
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sage über die tatsächlich emittierten Mengen und ihre Umwelt- 
schädUchkeit herleiten. 


8. a) Welche Möglichkeiten zum Verbrennen und Ablassen PCB- 
haltiger Abfälle auf Hoher See werden zur Zeit wahrgenommen? 

Eine Verbrennung PCB-haltiger Abfälle auf Hoher See findet 
nicht statt, soweit sie unter den Geltungsbereich des Hohe-See- 
Einbringungsgesetzes fällt (Beseitigungsakte, die von deutschen 
Häfen ausgehen oder/und auf Schiffen unter deutscher Flagge 
durchgeführt werden). Zur Verbrennung von PCB auf Hoher See 
wurde bisher nur ein Antrag gestellt und abschlägig beschieden, 
da Landanlagen zur ordnungsgemäßen Verbrennung existieren 
(Primat der Landbeseitigung). Es kann allerdings nicht ausge- 
schlossen werden, daß PCB-haltige Abfälle deutscher Herkunft 
über ausländische Häfen auf Verbrennungsschiffen entsorgt wur- 
den, die unter ausländischer Flagge fahren. Die Bundesregierung 
geht allerdings davon aus, daß durch die Neufassung der Abfall- 
beförderirngsverordnimg (nach § 12 AbfG) sichergestellt ist, daß 
die Abfallbeseitigung auf See über ausländische Häfen und 
Schiffe nur noch erfolgt, wenn nachgewiesen ist, daß der Hafen- 
oder Flaggenstaat die internationalen Übereinkommen zur Ver- 
hütung der Meeresverschmutzung anwendet. 

Ein Einbringen PCB-haltiger Abfälle in das Meer ist nach den 
Konventionen von Oslo imd London, die durch das Hohe-See- 
Einbringungsgesetz in nationales Recht umgesetzt worden sind, 
sowie durch das für die Ostsee geltende Helsinki- Abkommen, 
grundsätzhch verboten; nur in Notfällen, z.B. aufgrund höherer 
Gewalt und in Notlagen nach Durchführung eines Konsrütations- 
verfahres unter den Vertragsparteien, ist ein Einbringen erlaubt. 
Der Bundesregierung sind derartige Fälle nicht bekannt. 


b) Wieweit sind die Forschungen mit mobilen Verbrennungsanla- 
gen sowie mobilen Behandlungsanlagen auf chemischer Basis 
gediehen, und welche Vor- und Nachteile weisen solche Anla- 
gen auf? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß im Ausland, vor allem in 
den USA, mobile Verbrennungsanlagen und Behandlungsanla- 
gen entwickelt worden sind, ln der Bundesrepublik Deutschland 
ist eine vergleichbare Entwicklung nicht zu erwarten, da ein 
ausreichendes Angebot geeigneter ortsfester Beseitigungsanla- 
gen besteht. 


9. Warum gibt es über die apparatemäßige Gestaltung der zum Ver- 
brennen von PCB 's besonders geeigneten Anlagen keine genauen 
Vorschriften, obwohl in der TA Luft vorgeschrieben ist, daß PCB's 
oder Stoffe, die PCB's enthalten, nur in besonders dafür geeigneten 
Anlagen verbrannt werden dürfen? 

Hier wird auf die Antwort zu Teü I, Frage 6b), verwiesen. 
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10. a) Welches gesetzliche Instrumentarium ist bisher in der Bundesre- 
pubhk Deutschland geschaffen worden, um eine schadlose 
Beseitigung von PCB ’s und PCB-haltigen Abfallstoffen sicherzu- 
stellen, und welche zusätzlichen Maßnahmen hält die Bundesre- 
gierung für erforderlich? 

In der Bundesrepublik Deutschland ist nach eingeschränktem 
Inverkehrbringen PCB-haltiger Erzeugnisse (geregelt durch die 
10. BImSchV) die Beseitigung PCB-haltiger Abfälle durch ver- 
schiedene Gesetze und Verordnungen geregelt, so durch 

— das AbfG und die dazu ergangenen Rechts Verordnungen, 

— das Altölgesetz sowie 

— das Hohe-See-Einbringungsgesetz, 

Um zu einer besseren Ordnung der hier angesprochenen Proble- 
matik zu kommen, beabsichtigt die Bundesregierung, das AbfG 
zu ändern. Beabsichtigt ist eine Änderung des § 14 AbfG um eine 
neue Verordnungsermächtigung. Unter der Voraussetzung, daß 
dies zur Verringerung der in den Abfällen enthaltenen Schad- 
stoffe oder zur Vermeidung schädlicher Umwelteinwirkungen 
durch Abfallbeseitigung erforderhch wird, sollen Kennzeich- 
nungs- und Rücknahmepflichten für bestimmte Erzeugnisse mög- 
hch sein. In diesem Zusammenhang ist auch an mit PCB gefüllte 
Transformatoren und Kondensatoren gedacht, die getrennt von 
anderen Abfällen einer Einsammlung und Beseitigung zugeführt 
werden sollen. 

Weiterhin setzt sich die Bundesregierung für eine Verordnungser- 
mächtigung ein, die die getrennte Haltung, Sammlung und Beför- 
derung von Abfällen ermöghcht, die wegen ihres Schadstoffge- 
haltes oder zum Zwecke der Verwertung einer besonderen 
Behandlung bedürfen. Gedacht ist insbesondere an Stoffe wie 
PCB-gefüllte Transformatoren oder Kondensatoren, deren wirt- 
schafthche Beseitigung oder Verwertung eine konzentrierte 
Rückführung erfordert. 

Erstmals Anwendung finden könnte diese Ermächtigung im Erlaß 
einer Verordnung, die im wesentlichen die Organisation zur 
Rückführung PCB-haltiger Abfälle in geeignete Beseitigungsan- 
lagen sowie die Kennzeichnung und Rücknahme PCB-haltiger 
Produkte regelt. 

Die Überlegungen der Bundesregierung zur Änderung des AbfG 
umfassen auch eine Novelherung des Altölgesetzes. Diese Ände- 
rung zielt darauf ab, eine klare Abgrenzung zwischen AbfG und 
Altölgesetz zu schaffen und Stoffe wie PCB, deren Beseitigung 
nach dem Altölgesetz unbefriedigend verläuft, dem AbfG zu 
unterstellen. PCB-Abfälle aus der Anwendung in Transformato- 
ren, Leistungskondensatoren und Hydrauhkanlagen im Bergbau 
müßten dann auch in die Rechtsverordnung nach § 2 Abs. 2 AbfG 
aufgenommen werden. 
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b) Welche Schritte unternimmt die Bundesregierung, um die EG- 
Richtlinie vom 6. April 1976 zur Sammlung und Beseitigung von 
PCB-Abfällen in ihrem ganzen Umfang in deutsches Recht um- 
zusetzen? 


Die Richtlinie des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
6. April 1976 über die Beseitigung von PCB und PCT fordert in 
Artikel 6 die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten auf, Anla- 
gen, Einrichtungen und Unternehmen zur Beseitigung dieser 
Stoffe zu errichten bzw. zu benennen. Derartige Anlagen, Einrich- 
tungen und Unternehmen bestehen und werden in der erwähnten 
Empfehlung der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall aufgeführt 
werden (siehe Antwort zu Teil IV, Frage 4 a). Die Bundesregie- 
rung geht davon aus, daß damit die erwähnte EG-Richtlinie in 
vollem Umfang umgesetzt worden ist. 


11. a) Welche vorsorglichen Maßnahmen beabsichtigt die Bundesre- 
gierung, um zu verhindern, daß unqualifizierte Firmen die Ent- 
sorgung PCB-haltiger Abfälle übernehmen? 


Wie in der Antwort zu Teil IV, Frage 4 a) ausgeführt, fällt der 
Vollzug der Abfallbeseitigung in die Zuständigkeit der Länder. 
Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Umsetzung/ An- 
wendung der an gleicher Stelle erwähnten Empfehlungen der 
Länderarbeitsgemeinschaft Abfall sicherstellen wird, daß die Ent- 
sorgung PCB-haltiger Abfälle durch unzuverlässige und ungeeig- 
nete Unternehmen weitgehend ausgeschlossen wird. 


b) Ist die Bundesregierung bereit, durch Erlaß einer Kennzeich- 
nungspflicht sicherzustellen, daß auffällig genug erkennbar ist, 
an welche Transformatoren und Großkondensatoren besondere 
Beseitigungsanforderungen zu stellen sind? 


Die Bundesregierung ist von der Notwendigkeit der Kennzeich- 
nung überzeugt. Sie begrüßt ausdrücklich Initiativen von Trans- 
formatorenherstellern und Elektrizitätsversorgungsunternehmen, 
bei ihren Kunden sowie im eigenen Bereich auf eine auffällige 
Kennzeichnung hinzuwirken. Die Bundesregierung ist der Mei- 
nung, daß die Bundesländer auf der Grundlage des allgemeinen 
Ordnungsrechtes bereits heute eine Kennzeichnungspflicht ein- 
führen können. Einige Bundesländer haben bereits entspre- 
chende Schritte eingeleitet. Im übrigen wird auf die Antwort zu 
Teil IV, Frage 10 a) verwiesen. 
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c) Ist die Bundesregierung insbesondere im Zuge der Novellierung 
des Abfallbeseitigungsgesetzes bereit, den Bundesländern eine 
Überlassungspflicht für Sonderabfälle aufzuerlegen, um eine 
ordnungsgemäße Entsorgung besonders problematischer Ab- 
fälle sicherzustellen? 


Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, Regelungen, die die 
Beseitigungspflicht des § 3 AbfG betreffen, in diesem Sinne zu 
ändern. Eine solche Änderung würden die gewachsenen Struktu- 
ren bei der Sonderabfallbeseitigung stören und ist vor dem Hin- 
tergrund ausreichender bundesweiter Beseitigungskapazitäten 
auch nicht erforderlich. 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß die in der Antwort zu 
Teil IV, Frage 4 a) erwähnte Empfehlung der Länderarbeitsge- 
meinschaft Abfall faktisch eine Überlassungspflicht an besonders 
qualifizierte Unternehmen beinhaltet. Dies wird in dem angespro- 
chenen Bereich eine geordnete Entsorgung sicherstellen. Allge- 
mein vertritt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine gene- 
relle Verstaatlichung der Sonderabfallbeseitigung zur Lösung der 
anstehenden Probleme wenig beiträgt. 
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